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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung bestimmter 
Beschlüsse des durch das Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Norwegen eingesetzten Gemischten Ausschusses, 
die Zollregelungen zum Gegenstand haben 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 14. Mai 1973 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö- 
nigreich Norwegen *) unterzeichnet worden, das am 
1. Juli 1973 in Kraft getreten ist; 

Gestützt auf die Artikel 16 und 28 des Proto- 
kolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Er- 
zeugnisse mit Ursprung in" oder „ Ursprungserzeug- 
nisse " und über die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen, das Bestandteil des Abkommens 
ist, hat der Gemischte Ausschuß am 26. Juli 1973 
bestimmte Beschlüsse gefaßt, die Zollregelungen zum 
Gegenstand haben. 

Diese Beschlüsse müssen in der Gemeinschaft in 
Kraft gesetzt werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö- 
nigreich Norwegen finden die Beschlüsse des Ge- 
mischten Ausschusses Nrn. 3/73, 4/73 und 5/73 vom 
26. Juli 1973, die im Anhang zu dieser Verordnung 
aufgeführt sind, in der Gemeinschaft Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 171 
vom 27. Juni 1973, S. 2 
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Beschluß des Gemischten Ausschusses Nr. 3/73 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 
zur Anwendung des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Königreich Norwegen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS - 

gestützt auf das am 14. Mai 1973 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor- 
wegen, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 16, 

in der Erwägung, daß das reibungslose Funktio- 
nieren des Abkommens eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Verwaltungen der Vertragsparteien 
des Abkommens voraussetzt, damit die darin ent- 
haltenen Zollvorschriften, insbesondere die Vor- 
schriften des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung 
des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder „Ur- 
sprungserzeugnisse" und über die Methoden der Zu- 
sammenarbeit der Verwaltungen, ordnungsgemäß 
und einheitlich angewandt werden - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Werden in diesem Beschluß die Ausdrücke „Waren- 
verkehrsbescheinigung" oder „ Warenverkehrsbe- 
scheinigungen" verwendet, ohne daß weiter ausge- 
führt wird, ob es sich um das Muster gemäß Absatz 1 
oder das Muster gemäß Absatz 2 von Artikel 8 des 
Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs 
„Erzeugnisse mit Ursprung in" oder „Ursprungser- 
zeugnisse" und über die Methoden der Zusammen- 
arbeit der Verwaltungen - im folgenden Protokoll 
Nr. 3 genannt - handelt, gelten die entsprechenden 
Bestimmungen unterschiedslos für beide Gruppen 
von Bescheinigungen. 


Artikel 2 

(1) Die Ausstellung einer Warenverkehrsbeschei- 
nigung ist unter der Verantwortlichkeit des Aus- 
führers von diesem oder von seinem bevollmächtig- 
ten Vertreter zu beantragen. 

Dieser Antrag ist auf einem der Formblätter zu stel- 
len, deren Muster in den Anhängen V und VI zum 
Protokoll Nr. 3 enthalten sind. Dieses Formblatt ist 
entsprechend den Bestimmungen des Protokolls Nr. 
3 auszufüllen. 

(2) Der Ausführer oder sein Vertreter fügt dem An- 
trag alle zweckdienlichen Unterlagen zum Nachweis 
dafür bei, daß für die Ausfuhrwaren eine Warenver- 
kehrsbescheinigung ausgestellt werden kann. 


Artikel 3 

(1) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats achten dar- 
auf, daß die in Artikel 2 erwähnten Formblätter 
ordnungsgemäß ausgefüllt werden. Sie überprüfen 
insbesondere, ob die Angaben in der Spalte „Waren- 
bezeichnung" so eingetragen sind, daß jede Mög- 
lichkeit eines mißbräuchlichen Zusatzes ausgeschlos- 
sen ist. Zu diesem Zweck ist die Warenbezeichnung 
ohne Zeilenzwischenraum einzutragen. Ist die Spalte 
nicht vollständig ausgefüllt, so ist unter der letzten 
Zeile ein waagerechter Strich zu ziehen und der nicht 
ausgefüllte Teil durchzustreichen. 

(2) Da die Warenverkehrsbescheinigung die Be- 
weisurkunde für die Gewährung der im Abkommen 
vorgesehenen Vorzugsbehandlung hinsichtlich der 
Zölle und Kontingente darstellt, müssen die Zollbe- 
hörden des Ausfuhrstaats den Ursprung der Waren 
sowie die übrigen Angaben in der Bescheinigung 
nachprüfen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. November 1973 - 1/4 -680 70 - £ - No 1/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 4 

Die Warenverkehrsbescheinigung A.N. 1 wird von 
den Zollbehörden eines Mitgliedstaats der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ausgestellt, wenn die 
Ausfuhrwaren als „Ursprungserzeugnisse" der Ge- 
meinschaft im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 des Pro- 
tokolls Nr. 3 angesehen werden können. 


Artikel 5 

Die Warenverkehrsbescheinigung A.N. 1 wird von 
den norwegischen Zollbehörden ausgestellt, wenn 
die Ausfuhrwaren als „ Ursprungserzeugnisse " Nor- 
wegens im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 des Proto- 
kolls Nr. 3 angesehen werden können. 


Artikel 6 

Die Warenverkehrsbescheinigung A.W. 1 wird von 
den Zollbehörden eines Mitgliedstaats der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft oder Norwegens aus- 
gestellt, wenn die Ausfuhrwaren als „Ursprungser- 
zeugnisse" der Gemeinschaft, Norwegens oder 
Österreichs, Finnlands, Islands, Portugals, der 
Schweiz oder Schwedens im Sinne von Artikel 2 
und gegebenenfalls von Artikel 3 des Protokolls 
Nr. 3 angesehen werden können. 


A r t i k e 1 7 

Die Zollbehörden können zur Prüfung, ob die in 
den Artikeln 4, 5 und 6 genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind, alle Beweismittel verlangen oder alle 
Kontrollmaßnahmen durchführen, die ihnen zweck- 
dienlich erscheinen. 


Artikel 8 

(1) Die Warenverkehrsbescheinigungen A.W. 1 
müssen die Kurzbezeichnung der früher erteilten Be- 
scheinigungen sowie die Nummern dieser Bescheini- 
gungen tragen. Diese Angabe kann durch die Aus- 
fuhrunterlagen ersetzt werden. 

(2) Im Falle der Anwendung der Artikel 2 und 3 
des Protokolls Nr. 3 ist in den Warenverkehrsbe- 
scheinigungen A.W. 1 der Staat anzugeben, der als 
Ursprungsland der Waren gilt. 


Artikel 9 

Der Nachweis, daß die in Artikel 7 des Protokolls 
Nr. 3 genannten Voraussetzungen erfüllt sind, ist 
erbracht, wenn den Zollbehörden des Einfuhrstaats 
vorgelegt werden: 


a) ein einziges, in dem Ausfuhrstaat ausgefertigtes 
Frachtpapier, mit dem die Beförderung durch den 
Durchfuhrstaat erfolgt ist; 

b) eine von den Zollbehörden des Durchfuhrstaats 
ausgestellte Bescheinigung mit folgenden Anga- 
ben: 

— genaue Warenbeschreibung, 

— Zeitpunkt des Ent- und Verladens der Waren, 
gegebenenfalls unter Angabe des benutzten 
Schiffes, 

— die Bescheinigung der Bedingungen, unter de- 
nen sich die Waren im Durchfuhrstaat auf ge- 
halten haben; 

c) sind diese Papiere nicht vorhanden, alle anderen 
beweiskräftigen Unterlagen. 


Artikel 10 

In dem von den Zollbehörden auszufüllenden Teil 
der Warenverkehrsbescheinigungen ist der Zeit- 
punkt der Ausstellung der Bescheinigung anzuge- 
ben. 

Artikeln 

Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten und Norwe- 
gens teilen einander über die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften die Musterabdrücke der 
von ihren Zollstellen bei der Ausstellung der Wa- 
renverkehrsbescheinigungen verwendeten Stempel 
mit. 

Artikel 12 

Eine oder mehrere Warenverkehrsbescheinigungen 
können stets durch eine oder mehrere Bescheinigun- 
gen ersetzt werden, sofern dies durch die Zollstelle 
erfolgt, bei der sich die Waren befinden. 


Artikel 13 

(1) Wenn eine Bescheinigung gemäß Artikel 10 
Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 nach der tatsächlichen 
Ausfuhr der Waren, auf die sie sich bezieht, ausge- 
stellt wird, muß der Ausführer auf dem in Artikel 9 
des Protokolls Nr. 3 genannten Antrag: 

— den Versandort und -tag der Waren angeben, auf 
die sich die Bescheinigung bezieht; 

— bestätigen, daß bei der Ausfuhr der betreffenden 
Ware keine Warenverkehrsbescheinigung ausge- 
stellt worden ist; die Gründe sind anzugeben. 

(2) Die Zollbehörden können eine Warenverkehrs- 
bescheinigung nachträglich erst ausstellen, nachdem 
sie geprüft haben, ob die Angaben im Antrag des 
Ausführers mit den entsprechenden Unterlagen über- 
einstimmen. 
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Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheini- 
gungen müssen einen der folgenden Vermerke tra- 
gen: 

„ NACHTRÄGLICH AUSGESTELLT" , „DßLIVRE A 
POSTERIORI", „RILASCIATO A POSTERIORI", 
„AFGEGEVEN A POSTERIORI", „ISSUED RETRO- 
SPECTIVELY" , „UDSTEDT EFTERFOLGENDE" , 
„UTSTEDT SENERE". 


Artikell4 

Bei Diebstahl, Verlust oder Vernichtung einer Wa- 
renverkehrsbescheinigung kann der Ausführer bei 
der Zollbehörde, die sie ausgestellt hat, ein Dupli- 
kat beantragen, das an Hand der bei der Zollbehör- 
de befindlichen Ausfuhrpapiere ausgefertigt wird. 
Dieses Duplikat ist mit einem der folgenden Ver- 
merke zu versehen: „DUPLIKAT", „DUPLICATA", 
„DUPLICATO", „DUPLICAAT", „DUPLICATE". 

Das Duplikat erhält das Datum des Originals und 
gilt von diesem Tag an. 

Artikel 15 

Warenverkehrsbescheinigungen, die den Zollbehör- 
den des Einfuhrstaats nach Ablauf der in Artikel 11 
des Protokolls Nr. 3 genannten Vorlagefrist vorge- 
legt werden, können zur Anwendung der Vorzugs- 
behandlung angenommen werden, wenn die Frist 
aus Gründen höherer Gewalt oder wegen außerge- 
wöhnlicher Umstände nicht eingehalten werden 
konnte. 

In allen anderen Fällen können die Zollbehörden des 
Einfuhrstaats die Warenverkehrsbescheinigungen 
annehmen, wenn ihnen die Waren vor Ablauf die- 
ser Frist zur Abfertigung gestellt worden sind. 


Artikel 16 

Bei geringfügigen Abweichungen zwischen den An- 
gaben in der Warenverkehrsbescheinigung und den 
Angaben in den Unterlagen, die den Zollbehörden 
zur Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten für die Wa- 
ren vorgelegt werden, wird die Bescheinigung nicht 
allein dadurch nichtig, sofern einwandfrei nachge- 
wiesen wird, daß die Bescheinigung sich auf die 
gestellten Waren bezieht. 


Artikel 17 

(1) Die Mitgliedstaaten und Norwegen treffen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um zu verhindern, daß 
von einer Warenverkehrsbescheinigung begleitete 
Waren, die während ihrer Beförderung zeitweilig 
in einer Freizone auf ihrem Hoheitsgebiet verblei- 
ben, dort ausgetauscht oder anderen als den üblichen 
Behandlungen unterzogen werden, die zu ihrer Er- 
haltung notwendig sind. 


(2) Wenn mit einer Warenverkehrsbescheinigung 
in eine Freizone eingeführte Ursprungserzeugnisse 
der Gemeinschaft oder Norwegens einer Be- oder 
Verarbeitung unterzogen werden, müssen die zu- 
ständigen Zollbehörden auf Antrag des Ausführers 
eine neue Bescheinigung erteilen, wenn die vorge- 
nommene Be- oder Verarbeitung den Bestimmungen 
des Protokolls Nr. 3 entspricht. 


Artikel 18 

(1) Die beiden Teilstücke des Vordrucks EUR. 2 
nach dem dem Beschluß des Gemischten Ausschusses 
Nr. 4/73 beigefügten Muster sind unter der Verant- 
wortlichkeit des Ausführers von diesem oder von 
seinem bevollmächtigten Vertreter auszufüllen und 
zu unterzeichnen. 

Sind die Waren der Sendung bereits im Ausfuhrstaat 
unter Zugrundelegung der Begriffsbestimmung „Ur- 
sprungserzeugnisse" überprüft worden, kann der 
Ausführer in der Spalte „Bemerkungen" des Vor- 
drucks EUR. 2 auf diese Überprüfung verweisen. 

(2) Der Ausführer trägt entweder auf dem grünen 
Etikett nach Muster C 1 oder in die Zollinhaltserklä- 
rung C 2/CP 3 den Vermerk EUR. 2 sowie die Serien- 
nummer des verwendeten Formblatts ein. 


Artikel 19 

(1) Die nachträgliche Prüfung der Warenverkehrs- 
bescheinigungen oder der Formblätter EUR. 2 erfolgt 
stichprobenweise; sie wird immer dann vorgenom- 
men, wenn die Zollbehörden des Einfuhrstaats be- 
gründete Zweifel an der Echtheit des Dokuments 
oder an der Richtigkeit der Angaben über den tat- 
sächlichen Ursprung der betreffenden Waren haben. 

(2) Zur Anwendung von Absatz 1 senden die Zoll- 
behörden des Einfuhrstaats die Warenverkehrsbe- 
scheinigung oder das Blatt 2 des Formblatts EUR. 2 
oder eine Fotokopie dieser Bescheinigung oder die- 
ses Blattes an die Zollbehörden des Ausfuhrstaats 
zurück und geben dabei gegebenenfalls die formalen 
oder sachlichen Gründe an, die eine Untersuchung 
rechtfertigen. Wenn die Rechnung bzw. eine Ab- 
schrift davon vorgelegt worden ist, so fügen sie diese 
dem Blatt 2 des Formblatts EUR. 2 bei,* sie teilen alle 
bekannten Umstände mit, die auf die Unrichtigkeit 
der Angaben in der Warenverkehrsbescheinigung 
oder im Formblatt schließen lassen. 

Wenden die Zollbehörden des Einfuhrstaats bis zum 
Eingang des Ergebnisses der Nachprüfung das Ab- 
kommen nicht an, so können sie dem Einführer vor- 
behaltlich der für notwendig erachteten Sicherungs- 
maßnahmen die Waren freigeben. 

(3) Das Ergebnis der nachträglichen Prüfung ist der 
Zollbehörde des Einfuhrstaats baldmöglichst mitzu- 
teilen. An Hand des Ergebnisses muß sich feststellen 
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lassen, ob die beanstandete Warenverkehrsbeschei- 
nigung oder das Formblatt EUR. 2 für die tatsächlich 
ausgeführten Waren gilt, und ob diese Waren wirk- 
lich unter die Vorzugsbehandlung fallen. 

Können die Zollbehörden des Einfuhrstaats und des 
Ausfuhrstaats die Beanstandungen nicht klären oder 
treten dadurch Fragen der Auslegung des Protokolls 
Nr. 3 auf, so werden diese Fälle dem Zollausschuß 
vorgelegt. 

Um eine nachträgliche Überprüfung der Bescheini- 
gungen zu ermöglichen, müssen die Zollbehörden 
des Ausfuhrstaats die Ausfuhrpapiere bzw. die an 
ihrer Stelle verwendeten Kopien mindestens zwei 
Jahre lang aufbewahren. 


Artikel 20 

Bei Anwendung von Artikel 25 Absatz 1 des Proto- 
kolls Nr. 3 können die Warenverkehrsbescheinigun- 
gen sowie die Formblätter EUR. 2 mit einem der fol- 
genden Vermerke versehen werden: „ART. 25.1 GE- 
GEBEN", „APPLICATION ART. 25.1", „APPLICA- 
ZIONE ART. 25.1", „ART. 25.1 VOLDAAN", „ART. 
25.1 SATISFIED", „ART. 25.1 OPFYLDT", „ART. 25.1 
OPPFYLT". 


Artikel 21 

Die in den Artikeln 8, 13, 14 und 20 genannten Kurz- 
bezeichnungen und Vermerke werden in die Spalte 
„Bemerkungen" der Bescheinigung eingetragen. 
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Beschluß des Gemischten Ausschusses Nr. 4/73 

betreffend das Protokoll Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS - 

gestützt auf das am 14. Mai 1973 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor- 
wegen, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen (im fol- 
genden Protokoll Nr. 3 genannt), insbesondere auf 
Artikel 28, 

in der Erwägung, daß bestimmte Maßnahmen er- 
forderlich sind, um die Bestimmungen des Protokolls 
Nr. 3 an die Erfordernisse bestimmter Waren oder 
Beförderungsarten anzupassen - 

BESCHLIESST : 

Artikel 1 

Auf Ursprungserzeugnisse, die den Erfordernissen 
des Protokolls Nr. 3 entsprechen und die mit der 
Post versandt werden (einschließlich Postpakete), 
werden, soweit es sich um Sendungen handelt, die 
ausschließlich „Ursprungserzeugnisse" enthalten und 
deren Wert je Sendung 1000 Rechnungseinheiten 
nicht überschreitet, bei der Vorlage eines Formblatts 
EUR. 2 - von dem ein Muster diesem Beschluß als 
Anhang beigefügt ist -, bei der Einfuhr in die Ge- 
meinschaft oder nach Norwegen die Bestimmungen 
des Abkommens angewandt. 


Artikel 2 

Das Formblatt EUR. 2 wird vom Ausführer ausge- 
füllt. Es ist in einer der Sprachen des Abkommens 
abzufassen und muß den internen Rechtsvorschriften 
des Ausfuhrstaats entsprechen. Falls es handschrift- 
lich ausgefüllt wird, muß dies mit Tinte oder Kugel- 
schreiber und in Druckschrift geschehen. Das Form- 
blatt EUR. 2 besteht aus 2 Blättern im Format von 
je 210 x 148 mm. Es ist weißes, holzfreies, geleimtes 
Schreibpapier mit einem Quadratmetergewicht von 
mindestens 64 g zu verwenden. Das Formblatt EUR. 
2 kann so hergestellt sein, daß die beiden Blätter ge- 
trennt werden können. 

Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und Norwe- 
gen können sich den Druck des Formblatts Vorbehal- 
ten oder ihn Druckereien überlassen, die sie hierzu 
ermächtigt haben. Im letzteren Fall muß auf jedem 
Formblatt auf die Ermächtigung hingewiesen wer- 
den. Jedes Blatt muß außerdem das Kennzeichen der 
Druckerei sowie eine Seriennummer tragen. 


Artikel 3 

Für jede Postsendung ist ein Formblatt EUR. 2 aus- 
zustellen. Nach Ausfüllung und Unterzeichnung der 
beiden Blätter des Formblatts heftet der Ausführer 
bei Paketpostsendungen beide Blätter der Paket- 
karte an. Beim Versand mit der Briefpost heftet der 
Ausführer das Blatt 1 fest an die Sendung an und 
legt das Blatt 2 hinein. 

Diese Bestimmungen befreien die Ausführer nicht 
von der Erfüllung aller sonstigen durch Zoll- und 
Postvorschriften festgelegten Förmlichkeiten. 


Artikel 4 

(1) Die Gemeinschaft und Norwegen wenden die 
Vorschriften des Abkommens ohne Vorlage eines 
Formblatts EUR. 2 auf Ursprungserzeugnisse an, die 
in Kleinsendungen an Privatpersonen verschickt 
werden, sofern es sich um Einfuhren nicht kommer- 
zieller Art handelt und angemeldet wird, daß sie 
den für die Anwendung dieser Vorschriften erforder- 
lichen Voraussetzungen entsprechen, wobei an der 
Richtigkeit dieser Erklärung kein Zweifel bestehen 
darf. 

(2) Als Einfuhren nicht kommerzieller Art gelten 
solche, die gelegentlich erfolgen und die ausschließ- 
lich aus Waren bestehen, die zum persönlichen Ge- 
oder Verbrauch des Empfängers oder zum Ge- oder 
Verbrauch in dessen Haushalt bestimmt sind, wobei 
diese Waren weder durch ihre Beschaffenheit noch 
durch ihre Menge vermuten lassen dürfen, daß die 
Einfuhr aus geschäftlichen Gründen erfolgt. Ferner 
darf der Gesamtwert der Waren 60 Rechnungsein- 
heiten nicht überschreiten. 


Artikel 5 

Um die ordnungsgemäße Anwendung dieses Be- 
schlusses zu gewährleisten, leisten die Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft und Norwegen einander durch 
die jeweiligen Zollverwaltungen Amtshilfe bei der 
Überprüfung der Echtheit und Ordnungsmäßigkeit 
der von den Ausführern auf Formblatt EUR. 2 abge- 
gebenen Erklärungen. 


Artikel 6 

Sanktionen werden gegen denjenigen angewendet, 
der ein Schriftstück mit sachlich falschen Angaben 
anfertigt oder anfertigen läßt, um die Vorzugsbe- 
handlung für eine Ware zu erlangen. 


6 



Vor dem Ausfällen des Formblatts sind die Hinweise auf der 
Rüdeseite von Blatt 1 sorgfältig zu lesen 


Drucksache 7/1256 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


•uaqaßjaij ajPM a ?P uauiqpugpuisßuniaipis uaja}ippia ßipuaMjou jnj jap tptnipqaqiOA jaiqnjuig 
map ais uupq os *un jtpiu uauiuio^qy spp ßunjnidipeN iap sassruqaßjg sap ßupfiuig mnz siq sjepisjqnjuig sap apioqaqnoz aip ;apuaA\ 

•uassc[ uagaqips j;p[qmJoj 

oiap jne uaqsßuy jap lia^ßntpuun »fP a !P 'ejjugqsny uajpqßnjjaA a{[e Hiajia pun laq uoapp aidoji auia iapo ßunuipay a}ßa[aßiOA 
iqi a?P Z U&18 map ais ißnj ija^ipnßpW tpnjN maßn-iajiipai ßunjnjtjauia aip 'lim apuiup uaipifipes japo ua[Buuoj aip P^n Z U®18 
sep sjBBjsjqnjsny sap anajs}suai<j iapo apioqag uajßpjjjnpaq ßunjnidipBN iap jiui iap i[a;;iuiiaqn sjBBjsjqnjuiH sap apioqaquoz aiQ 

•jeq aiiajpuajsag jaiqi iapo ai®A\ uapuajjajjaq iap ßumdsin uaipqipes;»; map up lajiaMZ aiapunißaq 
s;pp}sjqnjuia sap apioqaqnoz ®ip nxiaM. ‘uuep pinsapaf iapo asjaAvuaqoidtpijs jßiojia s;;p|qunog sap ßunjgjdiaqß aipiißpiiippu aiQ (. 


uaznai^ua sapuajjaijnz (. 


(uairapaqnoz sap jjiJipsiajun) 

(ua^uipaqnoz sap ijiitpsiajun) ; 

\ apipqaqnoz : 

: jap ladraais j 

1 3 pioqa qil o z i 
; jap ladraais 
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-uv uaueßeijefiuie ^eiquiiog rneseip jne 01p | | 

gep 'ueqaßie jeq ßunjnidipeM oiq 
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uin iqpnsie e;meeqnoz epueuqpiezie}Uft 10Q 
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FORMBLATT EUR. 2 NR. A 000.000 (Blatt l) 


® Name und Anschrift des Ausführers 

® Erklärung des Ausführers 

Ich, der Unterzeichner, Ausführer der nachstehend bezeichneten 

und in dieser Postsendung enthaltenen Waren, 

— ERKLÄRE, daß die Waren in die 

(Ausfuhrstaat) 

Voraussetzungen für die Ausstellung dieses Formblatts entspre- 
chend den Bestimmungen über den Warenverkehr zwischen 

0) erfüllen und daß 

es sich um „Ursprungserzeügnisse“ im Sinne dieser Bestim- 
mungen handelt} 

— VERPFLICHTE MICH, den zuständigen Behörden alle Nach- 
weise zu erbringen, die sie für erforderlich halten und jede 
Prüfung meiner Buchführung und der Herstellungsbedingungen 
für die nachstehend bezeichneten Waren zu dulden. 

® Name und Anschrift des Empfängers 

© Ort und Datum 

® Unterschrift des Ausführers 

® Bemerkungen ( 2 ) 

© 

® Bestimmungsstaat 

( 9 ) Rohgewicht 

® Warenbezeichnung 

© Behörde oder Dienststelle des Aus- 

fuhrstaats, der die Nachprüfung 
der Erklärung des Ausführers ob- 
liegt 


0) (*) (Siehe Rückseite von Blatt 1) 
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(l OTS uoa auasiprni aqajs) (*) (») 


Ißan 

-qo siaiqnjsny sap ßumiqqig lap 
ßunjnidippjsj aip lap 'sjenjsiqnj 
-sny sap aqajsjsuaiQ japo apioqag @ 

ßunuipiazaquamyvV © 

}ipiM.aßqc>H © 

© 

i 

( z ) uaßunqiauiag © 

jnnjssßunuiuiijsag ® 

siaiqnjsny sap jjtiqpsiajuß ® 

siaßunjduig sap jjuipsuy pun auzn^ © 

rnn^PQ pun jio ® 

uapjnp nz uaiaj\\ uajauqptazaq puaqa^sqpeu atp jnj 
uafiunßutpaqsßunnaisjan ^p pun fiumqnjtpng lauiaw ßunjruj 
apaf pun uajpq tpqjapjojja jnj ajs aip 'uaßuuqia nz asiaM. 

-ipajsi anB uapioqag uaßtpuaisnz Uap ‘HDIW 31HDn3dH3A — 

i^apueq uaßunra 

-uitisag jasaip auuts un „assjußnaziasßunidsin" uin ipts sa 

gpp pun uannjia (,) 

uaipsiMZ jqa^iaAuaiBM uap laqn uafiunuiuinsag uap puaqp 
-aidsjua suBiquiiog sasaip fiun[[aissny aip inj uafiunzjassncioA 

(iBejsjqnjsny) 

siP ut uaiBM. 3 !P g^P 'HHYTOH3 — 

'uaiBM uauaqpqjua ßunpuasjsog jasaip ui pun 
ua^auiptazaq puaqajsqpeu lap jaiqpjsny 'lauipiaziajun jap ‘ipj 

siaiqnjsny sap ßuninp[ig @ 

siaiqnjsny sap jjuipsuy pun auiPN @ 


felsig) oooooo vün g - an3 uviai/Niaoj 


Fußnoten zu der Vorderseite 

(*) Anzugeben sind die Vertragsparteien des Abkommens, nach dem das Formblatt ausgestellt wird. 

( 2 ) Hinweise auf Prüfungen der zuständigen Behörde oder Dienststelle, soweit sie schon stattgefunden 
haben. 


Hinweise zur Ausstellung des Formblatts EUR 2 

A. Ein Formblatt EUR. 2 darf nur für Waren ausgestellt werden, die im Ausfuhrstaat den Bestimmungen für 
den in Feld 2 genannten Warenverkehr entsprechen. 

Diese Bestimmungen sind vor dem Ausfüllen des Formblatts sorgfältig zu lesen. 

B. Der Ausführer trägt entweder auf dem grünen Etikett C 1 oder auf der Zollinhaltserklärung C 2/CP 3 
den Hinweis „EUR. 2 " sowie die Seriennummer des Formblatts ein. 

C. Nachdem der Ausführer beide Blätter des Formblatts ausgefüllt und unterschrieben hat, 

— heftet er bei Paketsendungen die beiden Blätter an die Paketkarte an, 


— befestigt er bei Briefsendungen Blatt 1 an die Sendung und legt Blatt 2 in die Sendung. 


Vor dem Ausfüllen des Formblatts sind die Hinweise auf der 
Rüdeseite von Blatt 1 sorgfältig zu lesen 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1 256 


Beschluß des Gemischten Ausschusses Nr. 5/73 

über Vermerke in den Warenverkehrsbescheinigungen A.W.1 in Anhang Vi des Protokolls Nr. 3 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS - 

gestützt auf das am 14. Mai 1973 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor- 
wegen, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen (im fol- 
genden Protokoll Nr. 3 genannt), insbesondere auf 
Artikel 28, 

in der Erwägung, daß es zweckmäßig ist, bestimm- 
te Maßnahmen zu erlassen, um bei Be- oder Verar- 
beitungen gemäß Artikel 2 des Protokolls Nr. 3 die 
Verwendung bestimmter Ursprungserzeugnisse im 
Sinne des genannten Protokolls, für die keine Wa- 
renverkehrsbescheinigung vorhanden ist, zuzulas- 
sen - 


BESCHLIESST: 

Einziger Artikel 

Werden bei Be- oder Verarbeitungen gemäß Arti- 
kel 2 des Protokolls Nr. 3 Ursprungserzeugnisse der 
Gemeinschaft, Norwegens oder eines anderen der 
in Artikel 2 des Protokolls Nr. 3 genannten sechs 
Staaten verwendet, die vor dem 1. Juli 1973 nach 
Norwegen, in die Gemeinschaft oder in einen ande- 
ren dieser sechs Staaten eingeführt wurden, so kön- 
nen bis zum 31. Dezember 1973 ohne Vorlage von 
Warenverkehrsbescheinigungen für diese Waren die 
Warenverkehrsbescheinigungen A.W. 1 erteilt wer- 
den, sofern die Zollbehörden des Ausfuhrstaates 
sich davon überzeugt haben, daß die Waren den Be- 
stimmungen des Titels 1 des genannten Protokolls 
genügen. 
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Begründung 


Der Gemischte Ausschuß, der von dem am 14. Mai 
1973 in Brüssel Unterzeichneten und am 1. Juli 1973 
in Kraft getretenen Abkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem König- 
reich Norwegen eingesetzt wurde, hat anläßlich sei- 
ner Sitzung vom 26. Juli 1973 einige Beschlüsse auf 
dem Zollgebiet gefaßt. 

Diese Beschlüsse müssen in der Gemeinschaft zur 
Anwendung gebracht werden. 

Dies ist das Ziel dieser Verordnung. 



